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Kinder in der Landeshauptstadt Magdeburg 
Verteiler                                                                                                                                         Tag 
 

Die Oberbürgermeisterin 26.05.2026 

 
Zu den in der Stadtratssitzung am 23.04.2026 gestellten Fragen der Anfrage F0118/26 der 
Fraktion Die Linke nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung: 
 
 

1. Wie gestaltet sich der konkrete Verfahrensablauf zur Bewilligung von 
Frühförderleistungen in Magdeburg (bitte darstellen von der Antragstellung bis 
zur Leistungsgewährung inkl. der einzureichenden Unterlagen)? 
 
Die Antragstellung erfolgt in den Sachgebieten Eingliederungshilfe im Jugendamt oder 
im Sozial- und Wohnungsamt.  
Nach Sichtung der Antragsunterlagen erfolgt ggf. die Anforderung weiterer Unterlagen. 
Eine Übersicht über sämtliche einzureichende Unterlagen ist dem Antragsformular auf 
der Homepage der Landeshauptstadt Magdeburg beigefügt.  
Hierzu gehören u. a. das ausgefüllte Antragsformular, Kopien der Ausweisdokumente 
der Sorgeberechtigten, Arztberichte, Kopie des Kinderuntersuchungsheftes.  
Sobald die Antragsunterlagen vollständig im Sozial- und Wohnungsamt vorliegen, wird 
der Auftrag zur Erstellung des Gesamtplanes an das Sachgebiet Fallmanagement 
übergeben.  
 
Im Rahmen des Gesamtplanverfahrens erfolgt regelmäßig ein Gespräch mit den 
Sorgeberechtigten und eine persönliche Einschätzung des Kindes durch das 
Fallmanagement. Nach der Erstellung des Gesamtplanes wird durch das Sachgebiet 
Eingliederungshilfe im Sozial- und Wohnungsamt der entsprechende Bescheid erstellt. 
 
Im Jugendamt erfolgt die gesamte Bearbeitung im Sachgebiet Eingliederungshilfe. 
Hier werden die Antragstellenden häufig vorab von den Frühförder- und 
Beratungsstellen über die Antragstellung beraten.  
In vielen Fällen erfolgt auch eine Beratung durch die Verfahrenslotsen. Diese begleiten 
Antragstellende auch im Verfahren.  
 
 

2. Welche Stellen sind jeweils beteiligt (z. B. Gesundheitsamt, Jugendamt, 
Sozialamt)? 
 
Beteiligt sind das Sozial- und Wohnungsamt bzw. das Jugendamt. Auch die 
Frühförderstelle und das Gesundheits- und Veterinäramt werden bei Bedarf einbezogen.  
 
Im Gesamtplanverfahren beteiligt sind zudem die Sorgeberechtigten und in einzelnen 
Fällen auch Verfahrenslotsen oder die Ergänzende Unabhängige Teilhabeberatung.  
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3. Auf welcher Grundlage wird der individuelle Förderbedarf des Kindes festgestellt? 
 

Der individuelle Förderbedarf wird im Rahmen des Gesamtplanverfahrens gem. § 117 
SGB IX ermittelt. Dabei ist die antragstellende Person, bzw. bei Anträgen für 
Minderjährige auch das betroffene Kind oder der/die betroffene Jugendliche/r zu 
beteiligen. Dies erfolgt über persönliche Gesamtplangespräche.  
 
Zusätzlich werden Hospitationen in den Lebensbereichen (z. B. Kita, Schule oder Hort) 
durchgeführt. Notwendige medizinische Einschätzungen und Befunde, bspw. vom SPZ, 
von Kliniken, Kur- oder Reha-Berichte, niedergelassenen (Fach-)Ärzten oder auch 
heilpädagogische- und Entwicklungstests werden bei der Ermittlung des Bedarfs 
herangezogen.  
Einschätzungen der beteiligten Systeme (z. B. Kita-Einschätzung, Schulberichte, 
Zeugnisse) werden ebenfalls genutzt. 
Abzugrenzen ist dann, welche anderen Maßnahmen/Leistungen anderer Kostenträger 
(z. B. Gesetzliche Krankenversicherung) vorrangig in Anspruch zu nehmen sind, um den 
Bedarf des betroffenen Kindes zu decken. 
 

 
4. In welchem durchschnittlichen zeitlichen Rahmen erfolgt die Entscheidung über 

Anträge auf Frühförderung - vorausgesetzt, dass alle Unterlagen vorliegen? 
 
Wenn sämtliche Unterlagen vorliegen, kann unverzüglich ein Gesamtplanauftrag 
ausgelöst werden.  
 
Sobald der Gesamtplan erstellt ist, erfolgt innerhalb von zwei Wochen die 
Bescheiderstellung. 
 

 
5. Wie lange dauern Verfahren zur Bewilligung von Frühförderung, Integrationshilfe 

bzw. Schulbegleitung aktuell durchschnittlich? 
 
Die Verfahren dauern mindestens ein Jahr auf Grund der erheblichen 
Bearbeitungsrückstände im Sachgebiet Fallmanagement.  
 

 
6. Wie bewertet die Stadt Verzögerungen von bis zu einem Jahr, teilweise sogar 

länger, im Hinblick auf die Entwicklung und das Kindeswohlunter Maßgabe die 
gesetzlich geforderte frühzeitige Förderung? 

 
Im Sozial- und Wohnungsamt wurden entsprechende Projekte zur Prozessoptimierung 
durchgeführt, die das Ziel haben, die Bearbeitungszeiten zu verkürzen.  
 
Darüber hinaus wurden die Träger der Kindertageseinrichtungen sowie die 
Frühförderstellen auf den Beratungs- und Unterstützungsauftrag des Trägers der 
Eingliederungshilfe hingewiesen, da durch eine entsprechende Beratung 
Antragsverfahren effizienter gestaltet und Verfahrensverzögerungen vermieden werden 
können. 
 
Aufgrund einer Anfrage eines Petenten im Petitionsausschuss des Landtages Sachsen-
Anhalt, Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Gleichstellung und die 
Kommunen aufgefordert wurden, Vorschläge zur Verbesserung der Situation zur 
Leistungsgewährung in Sachsen-Anhalt in den Ausschuss für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Gleichstellung / den Petitionsausschuss einzubringen.  
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7. In welcher Weise wird das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern bei der Auswahl von 

Einrichtungen und Förderangeboten konkret berücksichtigt? 
 
Die Eltern entscheiden, welche Einrichtung bzw. welcher Leistungserbringer die 
Leistung erbringen soll. 

 
 

8. Unterwelchen Voraussetzungen wird von diesem Wunsch- und Wahlrecht 
abgewichen? Bitte begründen. 

 
In der Praxis erfolgt regelmäßig keine Abweichung von diesem Wunsch- und Wahlrecht. 
 
 

9. Aus welchen Gründen wird durch die Stadt festgelegt, dass Kinder nicht im 
(integrativen)Hort, der an die Grundschule direkt angeschlossenen ist, betreut 
werden, sondern in einer weiter entfernten Einrichtung, für deren Erreichbarkeit 
ein Fahrdienst notwendig ist? 
 
Der Träger der Eingliederungshilfe legt nicht fest, welchen integrativen Hort ein Kind 
besucht. Diese Entscheidung treffen die Eltern.  

 
 

10. Welche Kriterien der Entscheidung werden bei der Hortauswahl zugrunde gelegt 
(z. B. Kindeswohl, Inklusion, organisatorische Aspekte, Sozialraum, 
Sozialkontakte)? 
 
Die Hortauswahl erfolgt durch die Eltern. 
 

 
11. Welche Kriterien muss ein Hort erfüllen, um bei der Stadt als integrativer Hort 

anerkannt zu sein? 
 

Durch die Landeshauptstadt Magdeburg erfolgt keine kriteriengeleitete Anerkennung 
eines Hortes als integrative Einrichtung. 
 

 
12. Zu welchem Zeitpunkt, bei welchen Voraussetzungen erfolgt der Übergang der 

Zuständigkeit vom Jugendamt der Stadt zum Sozialamt der Stadt bei Kindern mit 
Förderbedarf? 
 
Ein Übergang von der Zuständigkeit des Jugendamtes in die Zuständigkeit des Sozial- 
und Wohnungsamtes bei Kindern mit Förderbedarf erfolgt entsprechend der sachlichen 
Zuständigkeit.  
 
Das Jugendamt ist zurzeit für seelisch behinderte Kinder zuständig, das Sozial- und 
Wohnungsamt zurzeit für geistig, körperlich oder mehrfach behinderte sowie 
sinnesbehinderte Kinder. 
 
Der Übergang vom Jugendamt zum Sozial- und Wohnungsamt erfolgt in Fällen, in 
denen zu einer seelischen Behinderung eine weitere Behinderungsart hinzukommt.  
Der Zeitpunkt ist davon abhängig, wann diese weitere Behinderung festgestellt wird.  
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13. Welche Leistungen verbleiben beim Jugendamt, welche gehen in die 
Zuständigkeit des Sozialamtes in Magdeburg über? 
 
Die Eingliederungshilfe nach dem SGB IX wird ausschließlich in Zuständigkeit des 
Trägers der Eingliederungshilfe und somit im Heranziehungsverhältnis durch das Sozial- 
und Wohnungsamt bearbeitet.  
 
Parallel können Leistungen erbracht werden, für die allein das Jugendamt zuständig ist, 
z. B. Hilfen zur Erziehung oder Beratung zur elterlichen Sorge und zum Umgang.  
 

 
14. Wie wird ein nahtloser Übergang zwischen beiden Ämtern sichergestellt? 

 
In der Landeshauptstadt Magdeburg wurde ein Handlungsleitfaden für 
Eingliederungshilfeverfahren nach SGB VIII und SGB IX des Dezernates für 
Soziales, Jugend und Gesundheit erarbeitet, der die interdisziplinäre 
Zusammenarbeit zwischen dem Jugendamt und dem Sozial- und Wohnungsamt 
regelt. (Grundsätzlich siehe Frage 12) 
 

 
15. Finden Hilfeplangespräche bzw. Gesamtplanverfahren grundsätzlich unter 

Beteiligung der jeweiligen Betreuungseinrichtung also auch mit der Kita, dem Hort 
und auch der Schule statt? Wenn nein, warum? 

 
In erster Linie sind die betroffenen Kinder/Jugendlichen und die sorgeberechtigten 
Personen im Gesamtplanverfahren zu beteiligen.  
Gem. SGB IX muss das Gesamtplanverfahren den festgelegten Kriterien (u. a. 
lebensweltbezogen und sozialraumorientiert) entsprechen. Somit besteht im Rahmen 
einer Gesamtplankonferenz die Möglichkeit, die Leistungserbringer oder auch die 
jeweiligen Betreuungseinrichtungen zu beteiligen.  
 
In der Kinder- und Jugendhilfe werden die Leistungserbringer im Verfahren immer 
beteiligt. 
 

 
16. Wie wird sichergestellt, dass alle relevanten Akteur:innen (Eltern, Einrichtung, 

Leistungsträger) gleichberechtigt in die Verfahren eingebunden sind? 
 

Wie bereits beschrieben, sind bei Leistungen an Minderjährige zuvorderst die 
Betroffenen als auch die Sorgeberechtigten einzubinden und zu informieren.  
 
Im Rahmen des Datenschutzes können Eltern das Sozial- und Wohnungsamt gezielt 
von der Schweigepflicht gegenüber. bestimmten, bzw. notwendigen Institutionen 
entbinden und somit einen Informationsaustausch ermöglichen, bzw. auch untersagen. 
 
Lehnen Eltern die Beteiligung eines Akteurs ab, muss diese Entscheidung berücksichtigt 
werden. Die notwendige Informationsweitergabe obliegt dann den Sorgeberechtigten. 
 
Bei Kindern, die von seelischer Behinderung betroffen sind, erfolgt die Planung der Hilfe 
gemeinsam mit Eltern, Sorgeberechtigten und Leistungserbringern. 
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17. In welchem Umfang dürfen Fallbearbeitende im Sozial- und Jugendamt im 
Rahmen der Hilfeplanung und Leistungsgewährung bestimmte Maßnahmen – wie 
etwa ein stationärer Aufenthalt in einer Klinik oder eine medikamentöse 
Behandlung – faktisch zur Voraussetzung für die Gewährung von Leistungen 
gemacht werden? 

 
Werden durch einen Mediziner Gesundheitsschädigungen bei einem Kind festgestellt, 
müssen erst vorrangige Leistungen, z. B. eine medizinisch-therapeutische Behandlung, 
in Anspruch genommen werden.  
 
Bestehen nach einer erfolgreichen Behandlung überdauernd Gesundheitsschädigungen 
und führen diese zu einer wesentlichen Beeinträchtigung der gleichberechtigten 
Teilhabe, können Leistungen zur Eingliederung nach dem SGB IX installiert werden.  
Wird eine Eingliederungsleistung ohne vorherige Behandlung der 
Gesundheitsschädigung installiert, kann die Zielstellung der Eingliederungshilfe mitunter 
nicht erreicht werden. 
 
Eine medizinisch-therapeutische Leistung kann demnach auch durch einen 
Klinikaufenthalt, oder eine medikamentöse Einstellung umgesetzt werden, wenn diese 
Maßnahmen erforderlich sind, die Gesundheitsschädigung vorab zu behandeln. 

 
 

18. Auswelchen Gründen wird Schulbegleitung im Übergang von der Kita in die 
Grundschule häufig nicht ab dem ersten Schultag gewährt, sondern meist 
deutlichspäter? 
 
Hier sind vorab Maßnahmen durch den vorrangigen Leistungsträger auszuschöpfen. 
Zuerst muss das System Schule durch individuelle Nachteilsausgleiche und/oder die 
Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs ein individuelles Lehr- und 
Lernumfeld schaffen, um behinderungsbedingte Bedarfe der Schülerinnen und Schüler 
zu decken.  
 
Hierzu ist ein Arbeitshinweis des Landesamtes für Soziales, Jugend und Gesundheit 
(LAS) ergangen.  
 

 
19. Welche Maßnahmen werden aktuell ergriffen, um Versorgungslücken für Kinder 

zu vermeiden? 
 
Die Verwaltung schätzt ein, dass eine ausreichende Anzahl an Leistungserbringern 
vorhanden ist, sodass nach hiesiger Auffassung keine Versorgungslücken entstehen 
dürften. 
 

 
20. Wie bewertet die Stadt insgesamt die derzeitige Praxis der Verfahrensdauer, 

Zuständigkeitsabgrenzung und Leistungsgewährung im Hinblick auf die 
Bedürfnisse betroffener Kinder und Familien? 
 
Es ist in jedem Einzelfall festzustellen, ob das Kind dem leistungsberechtigten 
Personenkreis nach § 99 SGB IX angehört.  
Diese Feststellungen erfolgen während des Gesamtplanverfahrens, das im Rahmen der 
Antragsprüfung vorgeschrieben ist.  
Ziel dieses Verfahrens ist eine personenzentrierte Bedarfsermittlung und -planung unter 
Berücksichtigung der individuellen Lebenslage sowie sozialer Aspekte.  
Auf Grund der ganzheitlichen Perspektive ist das Gesamtplanverfahren sehr 
umfangreich und beansprucht einen erheblichen Zeitraum. 
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Die individuelle Bedarfsermittlung erfolgt in Sachsen-Anhalt mit dem durch das LAS 
vorgeschriebenen Bedarfsermittlungsinstrument, dessen Anwendung sehr aufwendig 
und komplex ist.  
Der sich hieraus ergebende erhebliche Zeitaufwand in der Antragsbearbeitung stellt 
auch einen der Gründe für die Bearbeitungsdauer der Anträge dar. 
 
Durch die derzeit strikten Vorgaben des Landes wird die Frühförderung als 
niederschwellige, früh ansetzende Hilfe für Kinder mit Beeinträchtigungen nicht gestützt. 
Die bürokratischen Vorgaben erschweren eine früh einsetzende Förderung erheblich. 
Die Landeshauptstadt Magdeburg verfolgt das Ziel, gemeinsam mit dem LAS ein 
effektives Verwaltungsverfahren der Eingliederungshilfe zu schaffen, um den 
persönlichen Teilhabebedarf festzustellen, Ziele zu definieren und die notwendigen 
Hilfen personenzentriert und transparent zu planen.  
 
Im Zuständigkeitsbereich des Jugendamtes hat die Gruppe der jüngeren Kinder, die  
Frühförderung erhalten, in den letzten Jahren permanent abgenommen. 
 
Die Leistungsgewährung nach dem abgeschlossenen Gesamtplanverfahren ist 
unproblematisch und wird regelmäßig zeitnah realisiert. 
Hinsichtlich des Zuständigkeitsüberganges wird auf die Antworten zu Frage 12 und 14 
verwiesen. 
 

 
21. Wie wird in dieser sensiblen Übergangsphase das Kindeswohlsichergestellt? 

 
Grundsätzlich tragen die Personensorgeberechtigten die Verantwortung für die 
Sicherstellung des Kindeswohls.  
Gibt es Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung, erfolgt eine Prüfung durch das 
Jugendamt. 
 

 
22. Welche konkreten Verbesserungsmaßnahmen sind in diesem Jahrgeplant? 

 
Hierzu wird zunächst auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen.  
 
Darüber hinaus wird im Dezernat für Soziales, Jugend und Gesundheit derzeit ein 
Projekt zur inklusiven Eingliederungshilfe beider Rechtskreise (SGB VIII/IX) 
durchgeführt, welches die Zusammenführung der unterschiedlichen Zuständigkeiten der 
Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche zum Ziel hat. 

 
 
Diese Stellungnahme wurde mit dem Jugendamt erarbeitet. 
 
 
 
 
 
Dr. Gottschalk 
Beigeordneter für Soziales, Jugend und Gesundheit 
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